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Anlage: Basel-Mulhouse BS/BL-1 

Teilnetz: Landesflughafen  
 

A U S G A N G S L A G E  
 

 

Generelle Informationen und technische Daten:  
 

Verweis:  
Teilnetz Landesflughäfen  
III – B1 
 

Grundlagendokumente: 

- Staatsvertrag F-CH über 
den Bau und Betrieb des 
Flughafens (mit Anhän-
gen) vom 4.7.1949 

- Vereinbarung Bund-
Kantone BL/BS über die 
Zusammenarbeit  
vom 14.1.1998 

- Vereinbarung über die 
Pistenbenützung und de-
ren Überwachung zwi-
schen den franz. und 
schweiz. Zivilluftfahrtbe-
hörden vom 10.2.2006 

- Lärmbelastungskataster 
vom 24.11.2009 

- Sicherheitszonenplan 
vom 20.6.1989 

- Standort: 
- betroffene Kantone: 
- Gemeinden mit  

Hindernisbegrenzung: 
 
 
 

 
 
- Gemeinden mit  

Lärmauswirkungen: 

 

Flughafen auf französischem Territorium 
Basel-Landschaft, Basel-Stadt, Solothurn 
 
BL: Aesch (BL), Allschwil, Arlesheim,  
Binningen, Bottmingen, Duggingen,  
Münchenstein, Oberwil (BL), Pfeffingen, 
Reinach (BL), Schönenbuch, Therwil 
BS: Basel, Bettingen, Riehen 
SO: Dornach  
 
BL: Allschwil, Schönenbuch 
 

- Verkehrsleistung: 
 

- ∅ 4 Jahre (2008-2011): 83’400 

- max. 10 Jahre (2001): 123’300 

- Datenbasis LBK: 147’000 

- Potential SIL: 147’000 
 

Zweck der Anlage/Funktion im Netz (bestehende Situation):  

Binationaler Flughafen mit trinationaler Bedeutung. Für die 
Schweiz: Landesflughafen, Teil des nationalen und internationalen 
Luftverkehrssystems, bildet zusammen mit den Flughäfen Zürich 
und Genève die zentrale Infrastruktur der schweizerischen Luft-
fahrt.  

Der Flughafen dient primär dem flugplanmässigen Linien- und 
Charterverkehr. Er steht auch der gewerbs- und nichtgewerbsmäs-
sigen allgemeinen Luftfahrt offen. Von wirtschaftlich grosser Be-
deutung sind die Frachttransporte. Er ist auch Standort einer Rega-
Basis.  
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Rechtliche Grundlagen der Zusammenarbeit:  

Bau und Betrieb richten sich nach dem Staatsvertrag zwischen der 
Schweiz und Frankreich vom 4. Juli 1949 (mit Anhängen; SR 
0.748.131.934.92). Die Organisation der Flughafenleitung ist zwi-
schen Frankreich und der Schweiz paritätisch aufgebaut; für Berei-
che, die im Staatsvertrag nicht geregelt sind, gilt französisches 
Recht. Die Zusammenarbeit zwischen dem Bund und den Kanto-
nen Basel-Landschaft / Basel-Stadt ist in der Vereinbarung vom 14. 
Januar 1998 (Stand 20. Oktober 1998) betreffend die Wahrung 
der schweizerischen Interessen auf dem binationalen Flughafen Ba-
sel-Mülhausen geregelt. 

Die Bedingungen für die Pistenbenützung nach der Einführung des 
Instrumenten-Landesystems auf der Piste 33 (ILS 33, vormals ILS 
34) – und die damit verbundenen Anflüge über der Schweiz – sind 
in einer Vereinbarung zwischen den schweizerischen und französi-
schen Zivilluftfahrtbehörden vom 10. Februar 2006 festgehalten.  

Stand der Planung und Koordination: 

Die Bestimmungen des Staatsvertrags zwischen Frankreich und der 
Schweiz von 1949 geben den Rahmen für die bauliche und be-
triebliche Entwicklung des Flughafens Basel-Mulhouse verbindlich 
vor. Gemäss Luftfahrtpolitik des Bundes vom Dezember 2004 soll 
am partnerschaftlichen Betrieb des Flughafens mit Frankreich fest-
gehalten werden. 

Die Festlegungen im vorliegenden Objektblatt stützen sich auf die 
konzeptionellen Vorgaben des SIL zu den Landesflughäfen (Teile  
IIIB und IIIB1). Sie beschränken sich auf das schweizerische Territo-
rium und sind mit der Richtplanung der betroffenen Kantone  
Basel-Landschaft und Basel-Stadt abgestimmt. Sie wirken als Hand-
lungsanweisung an die schweizerischen Vertreter im Verwaltungs-
rat des Flughafens bei Entscheiden zur baulichen und betrieblichen 
Entwicklung. 

Das «Gebiet mit Lärmauswirkungen» definiert den Spielraum für 
die Entwicklung des Flugbetriebs. Im Tagbetrieb von 6 bis 22 Uhr 
deckt es die erwartete Nachfrage nach Luftverkehrsleistungen in 
den kommenden Jahren, einschliesslich Frachtverkehr, ab. In der 
Nacht sind die Ausbaumöglichkeiten für den Flugbetrieb be-
schränkt. 

Das Gebiet mit Lärmauswirkungen beruht auf dem Ergebnis der 
Variantendiskussion der Jahre 2000/2001 («Szenario 3B+») und 
den Lärmberechnungen zum Projekt für das ILS 33 (vormals ILS 34) 
von 2004. Dieses Ergebnis ist politisch breit abgestützt, weshalb in 
der Schweiz auf einen erneuten Planungs- und Koordinationspro-
zess zur Evaluation der Entwicklungsmöglichkeiten des Flugbetriebs 
verzichtet werden konnte. Der 2009 erstellte Lärmbelastungskatas-
ter (LBK) basiert auf den gleichen Berechnungsgrundlagen. 
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Die Annahmen zum Gebiet mit Lärmauswirkungen entsprechen 
den Annahmen zum «Horizon à moyen terme» gemäss dem fran-
zösischen «Plan d’exposition au bruit (PEB)» von 2004. Dieser PEB 
enthält darüber hinaus einen «Horizon à long terme», der auf ei-
nem System mit einer dritten Piste (Parallelpiste 15-33) basiert. Als 
Voraussetzung für die Realisierung einer solchen Parallelpiste müss-
te auf schweizerischer Seite eine neue Lärmberechnung durchge-
führt und das vorliegende Objektblatt entsprechend angepasst 
werden. 

Der Anteil der ILS-Landungen auf die Piste 33 bzw. der Anflüge 
über die Schweiz an der Gesamtzahl der ILS-Landungen wird ge-
mäss der Vereinbarung mit den französischen Zivilluftfahrtbehör-
den von 2006 jährlich ausgewiesen. Übersteigt dieser Anteil 8%, 
ist eine vertiefte Analyse der Ursachen durchzuführen; übersteigt er 
10%, sind Konsultationen über mögliche Massnahmen einzuleiten 
mit dem Ziel, den vereinbarten Anteil von 10% einzuhalten.  

Das «Gebiet mit Hindernisbegrenzung» beruht auf dem geltenden 
Sicherheitszonenplan. Der Sicherheitszonenplan dient der Freihal-
tung der An- und Abflugrouten von Hindernissen. 

Die Flughafenanlagen befinden sich auf französischem Territorium. 
Das vorliegende Objektblatt enthält dazu keine Festlegungen. Na-
mentlich wird kein Flughafenperimeter festgelegt. 

Im Konzeptteil des SIL ist festgesetzt, dass der Flughafen Basel-
Mulhouse an das Schienennetz anzuschliessen ist (Teil IIIB1, Grund-
satz 9). Die Machbarkeit und die Finanzierung eines solchen Bahn-
anschlusses werden derzeit geprüft. Langfristig soll ein direkter An-
schluss an das schweizerische Fernverkehrsnetz angestrebt werden. 
 

 

F E S T L E G U N G E N     
 F Z V 

1 Zweckbestimmung: 
Der Flughafen Basel-Mulhouse ist ein Landesflughafen. Als Teil des 
nationalen und internationalen Luftverkehrssystems soll er seine 
trinationale Funktion weiterhin erfüllen und eine entsprechend leis-
tungsfähige Infrastruktur bereitstellen. Priorität hat der flugplan-
mässige Linien- und Charterverkehr. 

 
• 

 

  

Der Flughafen soll sich im Interesse des Wirtschaftsstandortes 
Schweiz und der Region Basel nachfrageorientiert entwickeln kön-
nen. Er soll die Nachfrage nach Luftverkehrsleistungen im Passa-
gier- und Frachtverkehr abdecken, soweit die dazu notwendige 
Kapazität im Rahmen der nachfolgenden Bestimmungen bereitge-
stellt werden kann. 
 

• 

 

  

2 Rahmenbedingungen zum Betrieb: 
Der Betrieb des Flughafens richtet sich nach den Bestimmungen 
des Staatsvertrags zwischen der Schweiz und Frankreich von 1949 
(mit Anhängen). An diesem partnerschaftlichen Betrieb mit Frank-
reich wird festgehalten. 
 

 
• 
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 F Z V 

Beim Betrieb des Flughafens ist die Sicherheit jederzeit zu gewähr-
leisten. Die international und national geltenden Normen und 
Richtlinien sind – abgestimmt auf die Verhältnisse am Flughafen – 
umzusetzen.  

• 

 

  

Beim Betrieb des Flughafens ist die Umweltbelastung nach den 
Prinzipien des Umweltschutzrechts vorsorglich zu begrenzen. Tech-
nische und betriebliche Massnahmen sind im wirtschaftlich tragba-
ren Rahmen umzusetzen. Namentlich sollen die Lärm- und Schad-
stoff-Emissionen an der Quelle begrenzt werden, indem die Ver-
kehrs- und Betriebsabläufe optimiert, die Möglichkeiten techni-
scher Fortschritte ausgeschöpft und bei der Festlegung der Gebüh-
ren emissionsarme Luftfahrzeuge bevorzugt werden. 

• 

 
  

Die Benützung des ILS auf der Piste 33 und damit verbunden die 
Abwicklung der Südanflüge über dem schweizerischen Gebiet rich-
ten sich nach der Vereinbarung vom 10. Februar 2006 zwischen 
den französischen und schweizerischen Zivilluftfahrtbehörden. 
 

• 

 

  

3 Gebiet mit Lärmauswirkungen: 
Das Gebiet mit Lärmauswirkungen begrenzt die Entwicklung des 
Flugbetriebs (vgl. Anlagekarte). Dementsprechend wird die nach 
Lärmschutzverordnung (LSV) zulässige Lärmbelastung im Lärmbe-
lastungskataster festgehalten. Kantone und Gemeinden berück-
sichtigen diese Vorgabe in ihrer Richt- und Nutzungsplanung. 

 
• 

 

  

Ein Ausbau des Pistensystems, wie er im Staatsvertrag erwähnt und 
in der langfristigen Planung von Frankreich enthalten ist, setzt eine 
Überprüfung, allenfalls Anpassung des Gebiets mit Lärmauswir-
kungen voraus. 
 

  • 

 

4 Gebiet mit Hindernisbegrenzung: 
Das Gebiet mit Hindernisbegrenzung umgrenzt das von einer Hö-
henbeschränkung betroffene Areal (vgl. Anlagekarte). Massgebend 
sind die im Sicherheitszonenplan enthaltenen Hindernisbegren-
zungsflächen. Kanton und Gemeinden berücksichtigen diesen Plan 
bei der Richt- und Nutzungsplanung. 
 

 
• 

 

  

5 Landseitiger Verkehrsanschluss: 
Der Flughafen ist landseitig an das Schienennetz anzubinden. 

 
• 

  

Langfristig ist ein direkter Anschluss an das schweizerische Fern-
verkehrsnetz anzustreben. Mit einem solchen Anschluss sollen die 
Voraussetzungen für eine Zusammenarbeit und eine sinnvolle Ver-
kehrsteilung zwischen den Landesflughäfen geschaffen werden. Er 
soll zudem zur besseren Aufgabenteilung zwischen Schiene und 
Strasse beitragen und damit langfristig eine gute Erreichbarkeit des 
Flughafens sicherstellen.  

• 
 

  

Kurz- bis mittelfristige Lösungen für den Bahnanschluss sind − so-
fern aus Kostengründen verhältnismässig − so auszugestalten, dass 
direkte Fernverkehrsanschlüsse möglich sind. 
 

• 
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E R L Ä U T E R U N G E N  

Zweckbestimmung, Rahmenbedingungen zum Betrieb: 
Die Festlegungen beruhen auf den bestehenden Grundlagen, ohne diese 
weiter zu präzisieren (Konzeptteil SIL vom 18. Oktober 2000, Luftfahrtpoli-
tik des Bundes vom Dezember 2004, Staatsvertrag vom 4. Juli 1949 und 
Vereinbarung vom 10. Februar 2006 mit Frankreich). 
Gemäss Nachfrageprognose, die 2005 für den gesamten schweizerischen 
Luftverkehr erstellt wurde, ist auf dem Flughafen Basel-Mulhouse bis ins 
Jahr 2020 mit jährlich ca. 102'000, bis ins Jahr 2030 mit ca. 113'000 
Flugbewegungen im Linien- und Charterverkehr zu rechnen (Passagiere: 
2020 ca. 5.8 Mio., 2030 ca. 7.2 Mio.). Diese Prognose beruht auf den 
Ausgangswerten 2004 von 54’000 Flugbewegungen und 2.5 Mio. Passa-
gieren im Linien- und Charterverkehr.  
Das SIL-Potential von jährlich 147'000 Flugbewegungen entstammt dem 
«Szenario 3B+» der Variantendiskussion von 2000/2001 zur künftigen 
Entwicklung des Flughafens. Es enthält auch die Bewegungen der Allge-
meinen Luftfahrt. 

Gebiet mit Lärmauswirkungen: 
Das Gebiet mit Lärmauswirkungen definiert den langfristigen Entwick-
lungsspielraum für den Flugbetrieb auf dem Territorium der Schweiz. Es 
beruht auf den Lärmberechnungen zum Projekt für das ILS 33 (vormals ILS 
34) von 2004, welche ihrerseits von den Annahmen zum «Szenario 3B+» 
ausgehen. Die massgebenden Faktoren für die Lärmberechnung sind die 
jährliche Bewegungszahl und deren Verteilung auf den Tag- und den 
Nachtbetrieb, die Zusammensetzung der Flotte und die Flugrouten: 
Von den der Lärmberechnung zu Grunde gelegten 147'000 Flugbewe-
gungen entfallen 10'000 auf die erste Nachtstunde (22 bis 23 Uhr). 88% 
der Landungen erfolgen von Norden auf die Piste 15, 10% von Süden auf 
die Piste 33. Gestartet wird zu 65% auf der Piste 15 nach Süden, zu 
22.5% auf der Piste 26 nach Westen und zu 12.5% auf der Piste 33 nach 
Norden. Der Vergleich dieser Annahmen mit der Nachfrageprognose von 
2005 und mit den Verkehrsdaten von 2006 hat bestätigt, dass sie als Pla-
nungsgrundlage nach wie vor plausibel und zweckmässig sind.  

Der am 24. November 2009 veröffentlichte Lärmbelasungskataster (LBK) 
beruht auf den gleichen Annahmen. Er zeigt die zulässigen Lärmimmissio-
nen nach LSV Art. 37a und ist für die Nutzungsplanung der betroffenen 
Gemeinden im Kanton Basel-Landschaft massgebend. 
In der Anlagekarte ist die Lärmkurve zum Planungswert der Empfindlich-
keitsstufe II nach LSV abgebildet (PW ES II). Die ausgewiesene Überschrei-
tung dieses Planungswerts in der Schweiz ist auf den Flugbetrieb in der 
ersten Nachtstunde zurückzuführen. Der Tagbetrieb (6 bis 22 Uhr) und der 
Betrieb in der zweiten Nachtstunde (nach 23 Uhr) führen zu keinen 
Grenzwertüberschreitungen in der Schweiz. Der Immissionsgrenzwert wird 
weder im Tag- noch im Nachtbetrieb überschritten. 
Die Annahmen, die dem Gebiet mit Lärmauswirkungen bzw. dem LBK zu-
grunde liegen, entsprechen den Annahmen zum «Horizon à moyen ter-
me» gemäss dem französischen «Plan d’exposition au bruit» (PEB) vom 
25. Oktober 2004. Die Lärmkurven in diesem PEB zeigen jedoch einen an-
dern Verlauf, weil Frankreich eine andere Lärmberechnungsmethode an-
wendet als die Schweiz. Der PEB enthält darüber hinaus einen «Horizon à 
long terme», der auf einem System mit einer dritten Piste (Parallelpiste 15-
33) und einer jährlichen Bewegungszahl von 149'000 basiert. Diese Paral-
lelpiste ist auch im Anhang III zum Staatsvertrag zwischen der Schweiz und 
Frankreich («Arbeiten des ersten Ausbaues, Baubeschrieb und Kostenvor-
anschlag») erwähnt. 
 

Z U S T Ä N D I G E  S T E L L E  
Zuständiges Bundesamt für 
die zivilaviatische Nutzung: 
Bundesamt für Zivilluftfahrt 
(BAZL), 3003 Bern 

Flughafenhalter: 
Euroairport / Flughafen 
Basel-Mulhouse,  
Postfach,  
4030 Basel 
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Gebiet mit Hindernisbegrenzung: 
Das Gebiet mit Hindernisbegrenzung entspricht der äussern Umgrenzung 
der für den Schutz der An- und Abflugrouten erforderlichen Hindernisbe-
grenzungsflächen über dem Territorium der Schweiz. Diese Flächen sind 
durch die Auslegung und die Nutzung der Pisten bestimmt (genutzte Pis-
tenlänge bzw. Startposition und Landeschwellen, An- und Abflugverfah-
ren) und richten sich nach den geltenden internationalen Normen.  
Die Hindernisbegrenzungsflächen entsprechen den Sicherheitszonen, wie 
sie im geltenden Sicherheitszonenplan vom 20. Juni 1989 festgelegt sind. 
Dieser Sicherheitszonenplan wurde 2005 im Zusammenhang mit der Ein-
führung des ILS 33 überprüft.  
Im Gebiet mit Hindernisbegrenzung sollen keine neuen Bauzonen ausge-
schieden oder bestehende Bauzonen umgezont werden, deren Überbau-
ung zur Durchstossung einer Hindernisbegrenzungsfläche bzw. Sicher-
heitszone führen würden. Mit der grundeigentümerverbindlichen Festle-
gung der Hindernisbegrenzungsflächen im Sicherheitszonenplan werden 
sie gleichzeitig zur verbindlichen Vorgabe für die Baubewilligungen. 

Landseitiger Verkehrsanschluss: 
Die Festsetzung, den Flughafen landseitig an das Schienennetz anzu-
schliessen, entspricht der Vorgabe im Konzeptteil des SIL (Teil IIIB-7, Gund-
satz 4 und Teil IIIB1, Grundsatz 9). Im Sachplan Verkehr (Teil Programm 
vom 26. April 2006) ist die Priorität des Schienenanschlusses des Flugha-
fens Basel-Mulhouse an das europäische Eisenbahn-Hochleistungsnetz als 
sehr hoch eingestuft. 
Unter der Leitung der französischen Behörden befasst sich derzeit ein 
«comité de pilotage» mit der Planung und Finanzierung dieses Anschlus-
ses. Daran beteiligt sind auch die schweizerischen und deutschen Behör-
den sowie der Flughafenhalter für die fachliche Unterstützung des Pro-
jekts. Aus luftfahrtpolitischer Sicht ist langfristig ein direkter Anschluss an 
das schweizerische Fernverkehrsnetz wichtig, Priorität hat die direkte Ver-
bindung mit dem Flughafen Zürich. Ein solcher Anschluss steigert die Att-
raktivität des Flughafens und dient einer Entlastung der langfristig an ihre 
Kapazitätsgrenzen stossenden Landesflughäfen Zürich und Genf. Zusätz-
lich entlastet er das Strassennetz und leistet somit einen wesentlichen Bei-
trag zur langfristigen Sicherstellung der landseitigen Erreichbarkeit des 
Flughafens. Ein Schienenanschluss des Flughafens, der sich auf den Regio-
nalverkehr beschränkt, würde der Funktion des Flughafens Basel-Mul-
house als Landesflughafen langfristig nicht gerecht.  

Kurz- bis mittelfristige Lösungen für den Bahnanschluss sollen deshalb  
– unter Vorbehalt der Verhältnismässigkeit allfälliger Vorinvestitionen – so 
ausgestaltet werden, dass eine spätere Einführung der angestrebten Fern-
verkehrsverbindungen nicht verbaut wird. 

Verbindlichkeit der Inhalte des vorliegenden Objektblatts: 
Mit der Verabschiedung durch den Bundesrat sind die «Festlegungen» für 
die schweizerischen Behörden aller Stufen verbindlich. Die räumlichen 
Anweisungen (Gebiete mit Lärmauswirkungen und Hindernisbegrenzung) 
sind direkt umzusetzen. Die andern Festlegungen wirken als Handlungs-
anweisung an die schweizerischen Vertreter im Verwaltungsrat des Flug-
hafens bei Entscheiden zur baulichen und betrieblichen Entwicklung bzw. 
an die schweizerischen Behörden für ihre Zusammenarbeit mit den franzö-
sischen und deutschen Behörden in Flughafenangelegenheiten. 
Die «Erläuterungen» sollen die festgelegten Sachverhalte näher erklären; 
ihnen kommt in diesem Sinne keine eigenständige Verbindlichkeit zu. Das-
selbe gilt für die technischen Angaben und die Angaben zum Stand der 
Planung und Koordination in der «Ausgangslage». 
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 Begriffserklärungen zum Objektblatt 

 

Perimetergemeinden 

 

Gemeinden, auf deren Gebiet der im SIL festgelegte Flugplatzperimeter 
verläuft. Der Flugplatzperimeter umgrenzt das von den Flugplatz-
anlagen beanspruchte Areal. 

 

Gemeinden mit Hinder-
nisbegrenzung 

 

Gemeinden, deren Gebiet von der im SIL festgelegten Hindernisbe-
grenzung betroffen ist. Die Hindernisbegrenzung entspricht bei konzes-
sionierten Flugplätzen der äusseren Umgrenzung der Hindernisflächen 
gemäss Sicherheitszonenplan, bei Flugfeldern der äusseren Umgren-
zung der Hindernisflächen gemäss Hindernisbegrenzungskataster (be-
schränkt auf eine Höhe von 60 m über Grund). 

 

Gemeinden mit Lärm-
belastung 

 

Gemeinden, deren Gebiet von der im SIL festgelegten Lärmbelastungs-
kurve zum Planungswert der Empfindlichkeitsstufe II (gemäss Lärm-
schutzverordnung; LSV) betroffen ist. 

 

Verkehrsleistung 
- Ø 4 Jahre 

 

 
durchschnittliche Zahl der jährlichen Flugbewegungen der letzten vier 
Jahre. 

- max. 10 Jahre 

 

grösste Zahl der jährlichen Flugbewegungen in den letzten 10 Jahren 
(mit Betriebsjahr). 

- Datenbasis LBK 

 

Zahl der jährlichen Flugbewegungen mit Angabe des Referenzjahres, 
auf deren Basis der geltende Lärmbelastungskataster (LBK) berechnet 
wurde. 

- Potential SIL 

 

Zahl der jährlichen Flugbewegungen, die im Koordinationsprozess als 
Richtwert für die künftige Entwicklung vereinbart wurde. Sie dient als 
Basis für die Berechnung der Lärmbelastungskurve. 

 

Festlegungen 

 

• Grundsätze G 

• Festsetzungen F 

• Zwischenergebnisse Z 

• Vororientierungen V 

 

   



Sachplan Infrastruktur der Luftfahrt (SIL) − Entwurf 23.05.2012 Teil IIIC  
Sachplaninhalt − Anlagespezifische Ziele und Vorgaben / Objektblätter BS/BL-1 

 12 

Grundsätze 

G  

Grundsätze sind Festlegungen, die keiner räumlichen Abstimmung be-
dürfen oder die sich nicht auf konkrete räumliche Abstimmungsfragen 
beziehen; sie sind einer Festsetzung gleichgestellt. 

Festsetzungen 

F 

 

 Festsetzungen zeigen, wie raumwirksame Tätigkeiten aufeinander ab-
gestimmt sind. Eine Abstimmungsanweisung kann als Festsetzung be-
zeichnet werden, wenn 

• eine hinreichende  Zusammenarbeit stattgefunden hat und 

• die materiellen Anforderungen an die Koordination erfüllt sind 
(Grobabstimmung). 

Gemäss Artikel 15 der Raumplanungsverordnung (RPV) darf ein kon-
kretes Vorhaben erst festgesetzt werden, wenn ein Bedarf dafür be-
steht, eine Prüfung von Alternativstandorten stattgefunden hat, das 
Vorhaben auf den betreffenden Standort angewiesen ist, sich die we-
sentlichen Auswirkungen auf Raum und Umwelt auf Grund der vorhan-
denen Grundlagen grob beurteilen lassen und wenn die Vereinbarkeit 
mit der massgeblichen Gesetzgebung voraussichtlich gegeben ist. 

Festsetzungen binden die Behörden in der Sache und im Verfahren; sie 
legen den räumlichen, zeitlichen und organisatorischen Rahmen fest, 
innerhalb welchem sich die Behörden bei der Erfüllung ihrer raumwirk-
samen Aufgaben zu bewegen haben. 

 
Zwischenergebnisse  

Z 

 

Zwischenergebnisse zeigen, welche raumwirksamen Tätigkeiten noch 
nicht in allen Teilen aufeinander abgestimmt sind. Eine Abstimmungs-
anweisung kann als Zwischenergebnis bezeichnet werden, wenn  

• die Zusammenarbeit eingeleitet ist und 

• noch nicht abschliessend beurteilt werden kann, ob die materiellen 
Anforderungen an die Koordination erfüllt sind. 

Zwischenergebnisse binden die Behörden im Verfahren und – soweit 
bereinigt – in der Sache; sie verpflichten die Behörden zur gegensei-
tigen Information, wenn sich die Umstände erheblich ändern. 

Prüfungsaufträge sind per Definition als Zwischenergebnis festgelegt. 

Vororientierungen 

V  

Vororientierungen zeigen raumwirksame Tätigkeiten, welche erheb-
liche Auswirkungen auf die Nutzung des Bodens haben können, die 
sich aber noch nicht in dem für die Abstimmung erforderlichen Mass 
umschreiben lassen. Eine Abstimmungsanweisung kann als Vororien-
tierung bezeichnet werden, wenn 

• die vorgesehene raumwirksame Tätigkeit noch zu wenig bestimmt 
ist, um den überörtlichen Koordinationsbedarf zu ermitteln und 

• die Zusammenarbeit noch nicht eingeleitet ist. 

Vororientierungen binden die Behörden in der Regel im Verfahren; sie 
verpflichten die Behörden zur gegenseitigen Information, wenn sich die 
Umstände erheblich ändern. 
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